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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an die Eid-
genössische Steuerverwaltung. 

 
Begründung 

Der Regierungsrat begrüsst die neue Gesetzesvorlage mit wenigen Bemer-
kungen. Die neue Regelung erfolgt im Anschluss an eine zwischen der 
Schweiz und Frankreich getroffene Vereinbarung für die Besteuerung des 
Einkommens im ausländischen Homeoffice. Sie schafft eine explizite gesetz-
liche Besteuerungsgrundlage für Arbeitnehmende, die für eine inländische 
Arbeitgeberin bzw. einen inländischen Arbeitgeber im Ausland im Homeoffice 
arbeiten. Durch die Neuregelung soll erreicht werden, dass möglichst wenig 
Steueraufkommen verloren geht, wenn die Erwerbstätigkeit vermehrt ohne 
physische Präsenz im Kanton Basel-Stadt bzw. in der Schweiz ausgeübt 
wird.   
 

                                                                                           
 

 

 


